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Bezirksregierung Düsseldorf Mönchengladbach, den 17.06.2021 
Dezernat 33 
Flurbereinigungsbehörde 
 

 

Croonsallee 36-40 
41061 Mönchengladbach 
Tel.: 0211/475-9803 
Fax: 0211/475-9791 
E-Mail: Dezernat33@brd.nrw.de 

Flurbereinigung 
Sinsteden 
Az.: 33 – 7 15 05 
 

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
Auslegung der Wertermittlungsergebnisse und 

Einladung zum Anhörungstermin mit Erläuterung der Wertermittlungsergebnisse 

Die Bezirksregierung Düsseldorf hat als Flurbereinigungsbehörde die Wertermittlung für das 
Gebiet des Flurbereinigungsverfahrens Sinsteden durchgeführt.  

Die Nachweisungen über die Ergebnisse der Wertermittlung liegen gem. § 32 Satz 1 Flurbe-
reinigungsgesetz (FlurbG) für die Beteiligten zur Einsichtnahme aus (Zutritt nur nach Ter-
minabsprache). 

Zeitgleich erfolgt der Anhörungstermin mit Erläuterung der Ergebnisse der Wertermittlung 
gem. § 32 Satz 2 FlurbG.  

Ort: Begegnungsstätte „Alte Schule“ Sinsteden Schulstraße 5, 41569 Rommerskirchen 
Zeit: Einzeltermine im Zeitraum 23.08. bis 26.08.2021 und 30.08. bis 02.09.2021 

 
Aufgrund der derzeitigen Coronasituation wird um Terminabsprache gebeten. 
Die telefonische Terminabsprache ist möglich von Montag, 02.08.2021 bis Freitag, 
06.08.2021, zu den üblichen Dienstzeiten unter der Rufnummer 0211/475-9844. 

In dem Termin besteht die Gelegenheit zur Erläuterung der Wertermittlungsergebnisse durch 
die Flurbereinigungsbehörde. Im Anhörungstermin können von den Beteiligten Einwendungen 
gegen die Ergebnisse der Wertermittlung vorgebracht werden. Solche Einwendungen können 
auch schriftlich bis zum 20.09.2021 bei der Flurbereinigungsbehörde vorgebracht werden. 

Nach Entscheidung über die Einwendungen werden die Ergebnisse der Wertermittlung durch 
besonderen Verwaltungsakt festgestellt. Dieser Verwaltungsakt wird ebenfalls ortsüblich öf-
fentlich bekannt gemacht. 

Beteiligte, die an der Wahrnehmung eines Termins gehindert sind, können sich durch einen 
Bevollmächtigten vertreten lassen. Der Bevollmächtigte muss der Flurbereinigungsbehörde 
eine schriftliche Vollmacht mit beglaubigter Unterschrift vorlegen. Vollmachtsvordrucke kön-
nen bei der Flurbereinigungsbehörde angefordert werden. 
 
Die Nachweisungen über die Ergebnisse der Wertermittlung werden auch im Internet unter 
www.brd.nrw.de veröffentlicht.  
 
 
Im Auftrag 
gezeichnet 
Ralf Wilden 



      ___________________________________________________________  
Öffentliche Bekanntmachung der Satzung zur 4. Änderung der Satzung über Erlaubnisse und 
Gebühren für Sondernutzungen an öffentlichen Straßen - Sondernutzungssatzung – vom 
25.06.2021 
 
Aufgrund der §§ 18, 19 und 19 a des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
(StrWG NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV.NRW. S. 1028, ber. 1996 S. 
81, 141, 216, 355, 2007 S. 327), in der derzeit gültigen Fassung und des § 8 Abs. 1 und 3 des 
Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28.06.2007 (BGBl. I S. 
1206), § 1 Abs. 3 KAG NRW vom 21.10.1969, in der derzeit gültigen Fassung und des § 7 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV.NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.11.2016 (GV.NRW 2016 
S. 965 ff), in der derzeit gültigen Fassung, hat der Rat der Kreisstadt Bergheim in seiner Sitzung am 
21.06.2021 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 
die nachfolgend aufgeführten Passagen werden wie folgt geändert oder neu eingefügt: 
 
- in § 1wird der folgende Absatz neu eingefügt: 
(4) Ist eine anderweitige behördliche Genehmigung, Erlaubnis oder dergleichen nach anderweitigen 

Vorschriften oder eine privatrechtliche Zustimmung Dritter erforderlich, so ist diese zusätzlich 
einzuholen. Insbesondere finden im Denkmalbereich Stadtkern Bergheim die Vorgaben der 
Denkmalbereichssatzung wie auch das Denkmalschutzgesetz – beides jeweils in der geltenden 
Fassung - Anwendung und in der Fußgängerzone die Gestaltungsfibel – in der jeweils geltenden 
Fassung. 

 
- in § 2 wird der folgende Absatz geändert: 
(3) Bei Nutzungen auf baulich abgegrenzten Gehwegen muss eine Verkehrsfläche in einer Breite von 

mindestens 1,20 m freigehalten und ein Abstand von der Fahrbahnkante von 0,50 m eingehalten 
werden. Im Lichtraumprofil der Fahrbahn ist eine Nutzung in einer Breite von 2 Metern ab 
Straßenmitte und bis zu einer Höhe von 4 Metern unzulässig. 

 
- in § 3 Abs. 1 werden die folgenden Buchstaben geändert: 
(1) Keiner Erlaubnis bedürfen: 
a) je eine Werbeanlage an der Stätte der Leistung (mit fester Verbindung mit einer baulichen Anlage), 

die nicht mehr als 0,30 m in den Gehweg hineinragt, sowie Sonnenschutzdächer und Markisen über 
baulich durch ein Hochbord abgegrenzten Gehwegen ab 2,20 m Höhe und in einem Abstand von 
mindestens 0,70 m vom Hochbord. 
Abweichend hiervon finden insbesondere für die gemäß § 1 Abs. 4 S. 2 genannten Bereiche die 
Vorgaben entsprechend § 1 Abs. 4 Anwendung – vor allem die Bestimmungen bei Werbeanlagen 
an der Stätte der Leistung (mit fester Verbindung mit einer baulichen Anlage) zur indirekten 
Beleuchtung, Gestaltung der Werbung sowie der Anbringungshöhe und bei Sonnenschutzdächern 
und Markisen die Anbringungshöhe und die optischen Vorgaben. 

c) je Verkaufseinrichtungen und Warenauslagen in der Fußgängerzone Bergheim (Hauptstraße), die 
nicht auf der öffentlichen Straßenfläche verkauft werden und vorübergehend (tage- und 
stundenweise) an der Stätte der Leistung ohne feste Verbindung mit einer baulichen Anlage oder 
dem Boden angebracht oder aufgestellt werden und nicht mehr als 1 m in den Straßenraum 
hineinragen. Aufgrund der baulichen Situation der Hauptstraße sind in Höhe der Erftpassage für 
die Hausnummern Hauptstraße 36, 38, 39, 41 und 43 sowie für die Geschäfte der Erftpassage 
lediglich die Verkaufseinrichtungen und Warenauslagen erlaubnisfreie Sondernutzung, die nicht 
mehr als 0,50 m in den Straßenraum hineinragen. Zusätzlich wird in der Fußgängerzone 



(Hauptstraße) eine Stellfläche von 3 qm pro Geschäftslokal eingeräumt. Der Fahrbahnmittelbereich 
ist hierbei in einer Breite von 4,5 m freizuhalten. 

 
- in § 3 wird der folgende Absatz geändert: 
(2) Nach Absatz 1 erlaubnisfreie Sondernutzungen können eingeschränkt oder untersagt werden, wenn 

Belange des Straßenbaus, der Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs, der Barrierefreiheit, des 
Denkmalschutzes oder städtebauliche Belange dies erfordern. § 2 Absatz 3 gilt entsprechend. 

 
- in § 4 wird der folgende Absatz geändert: 
(4) Nach Absatz 1 anzeigepflichtige Sondernutzungen können eingeschränkt oder untersagt werden, 

wenn Belange des Straßenbaus, der Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs, der Barrierefreiheit, 
des Denkmalschutzes oder städtebauliche Belange dies erfordern. § 2 Absatz 3 gilt entsprechend. 
Dies gilt insbesondere für die Einschränkung/Untersagung der Plakatierung in der Fußgängerzone. 

 
- in § 6 wird der folgende Absatz geändert: 
(2) Die Verkehrssicherheit gefährdende Werbeanlagen sind unzulässig. Bei der Erlaubniserteilung von 

Werbeanlagen gemäß Absatz 1 a) und b) sind insbesondere die Beeinträchtigung des Parkraums in 
einem Gemeindeteil sowie der Bewegungsmöglichkeiten von Menschen mit Behinderungen sowie 
weiteren in der Mobilität eingeschränkten Verkehrsteilnehmer zu berücksichtigen. Zur Wahrung 
städtebaulicher Belange und zum Schutz der in der Denkmalliste der Kreisstadt Bergheim 
eingetragenen Denkmäler und Denkmalbereiche können Werbeanlagen gemäß Absatz 1 a) – e) 
untersagt werden. 

 
- in § 7 werden die folgenden Absätze geändert: 
(1) Wahlsichtwerbung/Wahlplakatierung unterliegt der Anzeigepflicht bei der Kreisstadt Bergheim. 

Die Anzeige erfolgt durch den von der Partei im Vorfeld einer Wahl benannten verantwortlichen 
Ansprechpartner für die gesamte Wahlsichtwerbung/Wahlplakatierung im Stadtgebiet und unter 
Angabe der genauen Standorte der Plakatwerbung. 

(2) Die Wahlsichtwerbung/Wahlplakatierung ist in einem Zeitraum von 8 Wochen unmittelbar vor 
dem Wahltag zulässig. 

Pro Landtags-, Bundestags- oder Europawahl gilt für jede wahlteilnehmende Partei das Folgende: 
a) Die Anzahl der Werbeträger ist beschränkt auf die folgende Anzahl: 

- 5 in Auenheim, 
- 10 jeweils in Ahe, Büsdorf, Fliesteden, Glesch, Paffendorf, Rheidt-Hüchelhoven, Thorr, 
- 20 jeweils in Bergheim-Mitte, Glessen, Kenten, Niederaußem, Oberaußem, Zieverich und 
- 40 insgesamt in Quadrath-Ichendorf. 

Für die Kommunalwahl gilt für jede wahlteilnehmende Partei das Folgende: 
b) Jede Partei kann in jedem Wahlbezirk 10 Werbeträger je Wahlkandidat, der für den jeweiligen 

Wahlbezirk aufgestellt wurde, beanspruchen. 
Für alle vorgenannten Wahlen gilt für jede wahlteilnehmende Partei das Folgende: 
c) Die Anzahl der Großwerbeflächen wird auf insgesamt 8 städtische Standorte im gesamten 

Stadtgebiet auf den zulässigen Flächen beschränkt. 
d) Die Anzahl der Werbeträger in der Fußgängerzone wird auf 3 Werbeträger je Partei beschränkt. 
e) Werbeflächen können nur von Parteien beansprucht werden, die zu der anstehenden Wahl eigene 

Wahlvorschläge eingereicht haben. Die angezeigte Sondernutzung erlischt, sobald eine Partei 
ihre Wahlvorschläge zurückgezogen hat. 

(3) Die Bestimmungen des § 7 gelten für nicht unter das Parteiengesetz fallende politische 
Vereinigungen und wahlteilnehmende Einzelkandidaten entsprechend. 

 
- in § 13 wird der folgende Absatz geändert: 
(2) Die Gebühren werden mit Bekanntgabe des Gebührenbescheides an den Gebührenschuldner fällig. 
 
- in § 15 werden die folgenden Absätze geändert: 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 59 StrWG NW handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser 

Satzung zuwiderhandelt oder die mit einer Erlaubnis verbundenen Bedingungen oder Auflagen nicht 

erfüllt, in dem er 



a) entgegen § 1 Abs. 4 unterlässt, weitere erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse und 

Zustimmungen zu beantragen, 

b) entgegen § 2 Straßen, Wege und Plätze über den Gemeingebrauch hinaus ohne die erforderliche 

Genehmigung benutzt, 

c) im Erlaubnisantrag nach § 8 falsche Angaben zur tatsächlichen Nutzung gemacht hat, 

d) entgegen § 4 seiner Anzeigepflicht nicht nachkommt, 

e) entgegen § 9 Bedingungen und Auflagen, die im Zusammenhang mit der Erlaubnis aufgegeben 

wurden, nicht erfüllt, 

f) den Auflagen und Bestimmungen zum Anbringen der Sichtwerbung und Plakatierung nicht 

nachkommt. 

(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet werden gemäß § 59 Abs. 2 StrWG NW 
in der jeweils gültigen Fassung. 

 
- in § 16 wird der folgende Absatz geändert: 
(2)  Diese Satzung tritt am Tage der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 

Sondernutzungssatzung vom 17.12.2018 außer Kraft. 
 
- § 17 wird wie folgt geändert: 
Für Erlaubnisse, die nach dem bisherigen Recht auf Zeit erteilt worden sind, wird eine Anpassung nicht 
vorgenommen. Wird eine solche Erlaubnis verlängert, gelten für die Verlängerung die Vorschriften 
dieser Satzung und des dazugehörigen Gebührentarifs. 
 
- in der Anlage II – MERKBLATT zur Anbringung von Plakatwerbung – werden die folgenden 
Ziffern geändert: 
1.) Erlaubte Plakatierung 

Die Plakatierung ist an Straßenlaternen entlang der Fahrbahn und Wegen unter 
Berücksichtigung der unten genannten Punkte vorzunehmen. Zur Vermeidung von 
Beschädigungen ist lediglich die Verwendung von Kunststoffkabelbinder erlaubt. 

5.) Plakatierung auf Geh- und Radwegen 
- Bei Aufstellung von Plakatständern auf dem Geh-/ bzw. Radweg ist eine Restbreite von 

mindestens 1,20 m für die barrierefreie Nutzung durch Fußgänger, Rollstuhlfahrer, 
Radfahrer etc. einzuhalten. 

- Bei der Hochanbringung über Rad- und Gehwegen muss eine Mindesthöhe von 2,20 m 
eingehalten werden. 

- Für das Aufhängen von Bannern über Straßen und Wegen gilt die Mindesthöhe von 4,00 
m. 

 
Artikel II 

 
Diese Satzung tritt am Tage der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzung zur 4. Änderung der Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für 
Sondernutzungen an öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen - Sondernutzungssatzung - der Kreisstadt 
Bergheim wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gemäß der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 



d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Kreisstadt Bergheim vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Bergheim, den 25.06.2021 
Der Bürgermeister, gez. Volker Mießeler 



 
 
 
 
Bekanntmachung der Stadt Pulheim vom 21.06.2021 über den Beschluss zur Aufstellung der  
vereinfachten Änderung zum Bebauungsplan Nr.  52 Brauweiler 1302 sowie über die Beteiligung der 
Öffentlichkeit gemäß § 13 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. § 3 Absatz 1 an dieser vereinfachten Änderung 
Bereich: Am Bergerhof 
 
Der Planungsausschuss der Stadt Pulheim hat in seiner Sitzung am 20.04.2021 die Aufstellung der vereinfach-
ten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 52 Brauweiler für den Bereich Am Bergerhof gemäß § 2 Absatz 1 
i. V. m. § 13 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 
3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728) geändert worden ist, be-
schlossen. Nach Absatz 2 Nummer 2 des Baugesetzbuches (BauGB) wird darauf hingewiesen, dass von einer 
Umweltprüfung entsprechend abgesehen wird. 
 
Ziel ist die Änderung der textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes.  
 
Lage und Abgrenzung des Änderungsbereiches sind aus anliegender Planskizze ersichtlich. 
 
- Aufstellungsbeschluss 
 
Es wurde festgestellt, dass die geplante Änderung die Grundzüge der Planung des Bebauungsplanes Nr. 52 
Brauweiler nicht berührt.  
Die vereinfachte Änderung erhält die Bezeichnung „Bebauungsplan Nr. 52 Brauweiler 1302“. Die übrigen Fest-
setzungen des Bebauungsplanes Nr. 52 Brauweiler behalten weiterhin Gültigkeit.  
 
Der vorstehende Aufstellungsbeschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. I 
S. 1728) geändert worden ist, öffentlich bekanntgemacht. 
 
Des Weiteren hat der Planungsausschuss der Stadt Pulheim in seiner Sitzung am 20.04.2021 die frühzeitige 
Beteiligung der Öffentlichkeit an dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 52 Brauweiler 1302 beschlossen. 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt durch Aushang des Bebauungsplanentwurfs nebst Entwurf der Begrün-
dung in der Zeit  

vom 08.07.2021 bis 09.08.2021 einschließlich 
 
während der Dienststunden - montags bis mittwochs von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 
Uhr, donnerstags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr und freitags von 8.30 Uhr bis 
12.00 Uhr - im Rathaus der Stadt Pulheim, Alte Kölner Straße 26, 2. Obergeschoss, im Plankasten im Flur ge-
genüber dem Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Demografie. 
 
Aufgrund der aktuellen Maßnahmen zur Begrenzung der Covid-19-Pandemie ist die Einsichtnahme nur nach 
vorheriger Terminabsprache und mit maximal zwei Personen gleichzeitig möglich. Die Terminabsprache kann 
telefonisch oder per E-Mail erfolgen; Termine werden angeboten während der Dienststunden - montags bis mitt-
wochs von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, donnerstags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 
von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr und freitags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr. Die Terminvereinbarung ist möglich unter 
folgenden Kontaktdaten: 
 
Telefon 02238-808-257 (Silvia Friedrich) 
E-Mail: silvia.friedrich@pulheim.de (und ralf.ritter@pulheim.de )  
 

Der Bürgermeister 
 

mailto:silvia.friedrich@pulheim.de
mailto:ralf.ritter@pulheim.de
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Die vorgenannten Planunterlagen sind ab dem 29.06.2021 auch auf der Internetseite der Stadt Pulheim. 
(www.pulheim.de) unter Bauen & Wohnen → Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Demografie 
→aktuelle Bauleitplanverfahren →Bebauungsplan Nr. 52 Brauweiler 1302 einzusehen.  
 
Soweit in diesem Plan auf technische Regelwerke (VDI-Richtlinien, DIN-Vorschriften sowie Richtlinien anderer 
Art) Bezug genommen wird, so werden diese während der vorgenannten Öffnungszeiten zu jedermanns Ein-
sicht im Rathaus der Stadt Pulheim, Alte Kölner Straße 26, 2. Obergeschoss, Amt für Stadtentwicklung, Stadt-
planung und Demografie, Raum 2.14 bereitgehalten.  
 
Mündliche Auskunft erteilen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Amtes für Stadtentwicklung, Stadtplanung 
und Demografie (Zimmer 2.14) während der Sprechzeiten: montags bis mittwochs von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, donnerstags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr und 
freitags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr. 
 
Während der Auslegungsfrist kann die Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. I 
S. 1728) geändert worden ist, Stellungnahmen zu dem Entwurf insbesondere schriftlich, zur Niederschrift oder 
per E-Mail bei der Stadtverwaltung abgeben. 
 
Schriftliche Stellungnahmen können an nachfolgende Adresse geschickt werden: 
 
Stadt Pulheim 
Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Demografie 
Alte Kölner Straße 26 
50259 Pulheim 
 
oder per E-Mail unter Angabe von Namen und postalischer Adresse an: 
silvia.friedrich@pulheim.de 
 
oder per Telefax unter Angabe von Namen und postalischer Adresse an: 
02238/808453 
 
Es wird gebeten, im Betreff den folgenden Text anzugeben: 
Bebauungsplan Nr. 52 Brauweiler 1302 
 
Gemäß § 4a (6) BauGB können Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt blei-
ben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. Die Stadt Pulheim prüft die fristgerecht abgegebenen 
bzw. zu behandelnden Stellungnahmen und teilt das Ergebnis mit. 
Das Baugesetzbuch (BauGB) sieht in § 3 Absatz 1 Satz 1 vor, dass der Öffentlichkeit Gelegenheit zur Äußerung 
und Erörterung der Planung eines Bauleitplans zu geben ist. Hierbei besteht die Möglichkeit, dass Sie eine Stel-
lungnahme zur vorgelegten Planung im jeweiligen Bauleitplanverfahren abgeben. Des Weiteren sieht das Bau-
gesetzbuch (BauGB) in § 3 Absatz 2 Satz 2 vor, dass in einem Bauleitplanverfahren eine Stellungnahme wäh-
rend der Auslegungsfrist an die für das Verfahren zuständige Stelle abgegeben werden kann. 

Wenn Sie sich im Rahmen eines Bauleitplanverfahrens zur Abgabe einer Stellungnahme an uns entschließen, 
benötigen wir Ihre persönlichen Angaben, um den Umfang Ihrer Betroffenheit oder Ihr sonstiges Interesse hin-
sichtlich des Bauleitplanverfahrens beurteilen zu können. Wir speichern die darin gemachten Angaben sowie 
Ihre persönlichen Daten mit vollständigem Namen, Anschrift, Telefonnummer und E-Mailadresse. Alle Daten 
werden zur Bearbeitung der Stellungnahme verwendet. Zudem verwenden wir Ihre persönlichen Daten nach 
Abschluss der Beteiligung der Öffentlichkeit (nach § 3 Absatz 1 Baugesetzbuch und § 3 Absatz 2 Baugesetz-
buch) während eines Bauleitplanverfahrens, um Sie über das Ergebnis der Prüfung Ihrer Stellungnahme und 
deren Berücksichtigung zu informieren. 
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Wir verarbeiten Ihre Daten nach § 3 Baugesetzbuch (BauGB) und Artikel 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. e) Datenschutz-
Grundverordnung (DS-GVO) zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt und im Rah-
men der gemeindlichen Planungshoheit, die der Stadt Pulheim übertragen wurde. Wir benötigen Ihre personen-
bezogenen Daten, um unsere Aufgaben erfüllen zu können. Sofern wir die für unsere Aufgabenerfüllung erfor-
derlichen Daten nicht erhalten, besteht die Möglichkeit, dass wir Ihr Anliegen nicht bearbeiten können. 

 
Weitere Informationen können Sie auf der Internetseite der Stadt Pulheim nachlesen unter:  
 
→ Bauen & Wohnen →Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Demografie → Bauleitplanung 
→ Datenschutz in der Bauleitplanung 
 
 
 
 

BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG 
 
Der vorstehende Aufstellungsbeschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. I 
S. 1728) geändert worden ist, öffentlich bekanntgemacht. 
 
Pulheim, den 21.06.2021 
 
 
gez. 
Frank Keppeler 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
Aushang: vom 29.06.2021 
 bis 10.08.2021 
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Bekanntmachung der Stadt Pulheim vom 24.06.2021 über den Beschluss zur Aufstellung des  
Bebauungsplans Nr.  144 Pulheim sowie über die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 13a BauGB 
i.V.m. § 3 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) an diesem Bebauungsplan der Innenentwicklung  
Bereich: Friedrich-Ebert-Straße 14-16 
 
Der Planungsausschuss der Stadt Pulheim hat in seiner Sitzung am 15.09.2020 die Aufstellung des Bebauungs-
planes Nr. 144 Pulheim gemäß § 13a des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) beschlossen. Von einem Umweltbericht wird gemäß § 13a Abs. 3 BauGB entspre-
chend abgesehen. 
 
Ziel der Planung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Realisierung eines neuen 
Wohnbaukonzeptes in diesem Bereich. 
 
Lage und Abgrenzung des Geltungsbereiches sind aus anliegendem Übersichtsplan ersichtlich. 
 
- Aufstellungsbeschluss 
 
Der vorstehende Aufstellungsbeschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020  
(BGBl. I S. 1728) geändert worden ist, öffentlich bekanntgemacht. Der Bebauungsplan Nr. 144 Pulheim soll im 
beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB aufgestellt werden.  
Für diesen Bebauungsplan der Innenentwicklung findet eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB in Anwen-
dung des § 13a Abs. 3 Nr. 1 BauGB aufgrund einer deutlichen Unterschreitung des Schwellenwertes von 20.000 
Quadratmetern (§ 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB) nicht statt. 
 
Weiterhin hat der Planungsausschuss der Stadt Pulheim in seiner Sitzung am 15.09.2020 beschlossen, die früh-
zeitige Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bauleitplanung gemäß § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 3 Abs. 1 
und 4 Abs. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) durchzuführen. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit über den Planentwurf erfolgt in der Zeit 
 

vom 08.07.2021 bis 09.08.2021 einschließlich 
 
während der Dienststunden – montags bis mittwochs von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 
Uhr, donnerstags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr und freitags von 8.30 Uhr bis 
12.00 Uhr – und die Unterlagen liegen im Rathaus der Stadt Pulheim, Alte Kölner Straße 26, 2. Obergeschoss, 
im Plankasten im Flur gegenüber dem Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Demografie zur Einsicht aus. 
 
Aufgrund der aktuellen Maßnahmen zur Begrenzung der Covid-19-Pandemie ist die Einsichtnahme nur nach 
vorheriger Terminabsprache und mit maximal zwei Personen gleichzeitig möglich. Die Terminabsprache kann 
telefonisch oder per E-Mail erfolgen; Termine werden angeboten während der Dienststunden - montags bis mitt-
wochs von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, donnerstags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 
von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr und freitags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr. Die Terminvereinbarung ist möglich unter 
folgenden Kontaktdaten: 
 
Telefon 02238-808-257 (Silvia Friedrich) 
E-Mail: silvia.friedrich@pulheim.de (und ralf.ritter@pulheim.de )  
 

Der Bürgermeister 
 

mailto:silvia.friedrich@pulheim.de
mailto:ralf.ritter@pulheim.de
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Die vorgenannten Planunterlagen sind ab dem 29.06.2021 auch auf der Internetseite der Stadt Pulheim. 
(www.pulheim.de) unter Bauen & Wohnen → Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Demografie 
→Bauleitplanung →(Stadtplanung) Aktuelle Bauleitplanverfahren einzusehen.  
 
Soweit in diesem Plan auf technische Regelwerke (VDI-Richtlinien, DIN-Vorschriften sowie Richtlinien anderer 
Art) Bezug genommen wird, so werden diese während der vorgenannten Öffnungszeiten zu jedermanns Ein-
sicht im Rathaus der Stadt Pulheim, Alte Kölner Straße 26, 2. Obergeschoss, Amt für Stadtentwicklung, Stadt-
planung und Demografie, Raum 2.12 bereitgehalten.  
 
Eine Plangebietsübersicht, den Entwurf der Begründung sowie das Städtebauliche Konzept hängen im Plankas-
ten auf dem Flur. Des Weiteren werden die nach Einschätzung der Stadt wesentlichen, bereits vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen ausgelegt. Ein wichtiger Grund für eine längere Auslegungsfrist liegt nicht 
vor. 
 
Während der Auslegungsfrist kann die Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. I 
S. 1728) geändert worden ist, Stellungnahmen zu dem Entwurf insbesondere schriftlich, zur Niederschrift oder 
per E-Mail bei der Stadtverwaltung abgeben. 
 
Schriftliche Stellungnahmen können an nachfolgende Adresse geschickt werden: 
 
Stadt Pulheim 
Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Demografie 
Alte Kölner Straße 26 
50259 Pulheim 
 
oder per E-Mail unter Angabe von Namen und postalischer Adresse an: 
silvia.friedrich@pulheim.de 
 
oder per Telefax unter Angabe von Namen und postalischer Adresse an: 
02238/808453 
 
Es wird gebeten, im Betreff den folgenden Text anzugeben: 
Bebauungsplan Nr. 144 Pulheim 
 
Gemäß § 4a (6) BauGB können Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt blei-
ben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. Die Stadt Pulheim prüft die fristgerecht abgegebenen 
bzw. zu behandelnden Stellungnahmen und teilt das Ergebnis mit. 
 
Das Baugesetzbuch (BauGB) sieht in § 3 Absatz 1 Satz 1 vor, dass der Öffentlichkeit Gelegenheit zur Äußerung 
und Erörterung der Planung eines Bauleitplans zu geben ist. Hierbei besteht die Möglichkeit, dass Sie eine Stel-
lungnahme zur vorgelegten Planung im jeweiligen Bauleitplanverfahren abgeben. Des Weiteren sieht das Bau-
gesetzbuch (BauGB) in § 3 Absatz 2 Satz 2 vor, dass in einem Bauleitplanverfahren eine Stellungnahme wäh-
rend der Auslegungsfrist an die für das Verfahren zuständige Stelle abgegeben werden kann. 

Wenn Sie sich im Rahmen eines Bauleitplanverfahrens zur Abgabe einer Stellungnahme an uns entschließen, 
benötigen wir Ihre persönlichen Angaben, um den Umfang Ihrer Betroffenheit oder Ihr sonstiges Interesse hin-
sichtlich des Bauleitplanverfahrens beurteilen zu können. Wir speichern die darin gemachten Angaben sowie 
Ihre persönlichen Daten mit vollständigem Namen, Anschrift, Telefonnummer und E-Mailadresse. Alle Daten 
werden zur Bearbeitung der Stellungnahme verwendet. Zudem verwenden wir Ihre persönlichen Daten nach 
Abschluss der Beteiligung der Öffentlichkeit (nach § 3 Absatz 1 Baugesetzbuch und § 3 Absatz 2 Baugesetz-
buch) während eines Bauleitplanverfahrens, um Sie über das Ergebnis der Prüfung Ihrer Stellungnahme und 
deren Berücksichtigung zu informieren. 
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Wir verarbeiten Ihre Daten nach § 3 Baugesetzbuch (BauGB) und Artikel 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. e) Datenschutz-
Grundverordnung (DS-GVO) zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt und im Rah-
men der gemeindlichen Planungshoheit, die der Stadt Pulheim übertragen wurde. Wir benötigen Ihre personen-
bezogenen Daten, um unsere Aufgaben erfüllen zu können. Sofern wir die für unsere Aufgabenerfüllung erfor-
derlichen Daten nicht erhalten, besteht die Möglichkeit, dass wir Ihr Anliegen nicht bearbeiten können. 

Weitere Informationen können Sie auf der Internetseite der Stadt Pulheim nachlesen unter:  
 
→ Bauen & Wohnen →Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Demografie → Bauleitplanung 
→ Datenschutz in der Bauleitplanung 
 
 

BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG 
 
Der vorstehende Aufstellungsbeschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020  
(BGBl. I S. 1728) geändert worden ist, öffentlich bekanntgemacht. 
 
Pulheim, den 24.06.2021 
 
 
gez. 
Frank Keppeler 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
Aushang: vom 29.06.2021 
 bis 10.08.2021 
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Bekanntmachung der Stadt Pulheim vom 21.06.2021 über den Beschluss zur Aufstellung des Bebau-
ungsplans Nr.  140 Brauweiler sowie über die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 13a Baugesetzbuch 
(BauGB) i.V.m. § 3 Absatz 1 BauGB an diesem Bebauungsplan der Innenentwicklung  
Bereich: Donatusprojekt / Helmholtzstraße 
 
Der Planungsausschuss der Stadt Pulheim hat in seiner Sitzung am 25.08.2020 die Aufstellung des Bebauungs-
planes Nr. 140 Brauweiler gemäß § 13a des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) beschlossen. Von einem Umweltbericht wird gemäß § 13a Abs. 3 BauGB 
entsprechend abgesehen. 
 
Ziel der Planung ist es, die bauleitplanerischen Voraussetzungen für die Realisierung eines Bebauungskonzep-
tes zu schaffen, welches für den Geltungsbereich eine integrative Wohnnutzung in Form von Geschosswoh-
nungsbauten in Kombination mit weiteren Nutzungen vorsieht. 
 
Lage und Abgrenzung des Geltungsbereiches sind aus anliegender Planskizze ersichtlich. 
 
– Aufstellungsbeschluss 
 
Der vorstehende Aufstellungsbeschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020  
(BGBl. I S. 1728) geändert worden ist, öffentlich bekanntgemacht. Der Bebauungsplan Nr. 140 Brauweiler soll im 
beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB aufgestellt werden.  
Für diesen Bebauungsplan der Innenentwicklung findet eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB in Anwen-
dung des § 13a Abs. 3 Nr. 1 BauGB aufgrund einer deutlichen Unterschreitung des Schwellenwertes von 20.000 
Quadratmetern (§ 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB) daher nicht statt. 
 
Weiterhin hat der Planungsausschuss der Stadt Pulheim in seiner Sitzung am 25.08.2020 beschlossen, die früh-
zeitige Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bauleitplanung gemäß § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB i.V.m.  
§§ 3 Absatz 1 und 4 Absatz 1 oder §§ 3 Absatz 2 und 4 Absatz 2 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 
1728) geändert worden ist, durchzuführen. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt in der Zeit 
 

vom 08.07.2021 bis 09.08.2021 einschließlich 
 
während der Dienststunden – montags bis mittwochs von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 
Uhr, donnerstags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr und freitags von 8.30 Uhr bis 
12.00 Uhr – und die Unterlagen liegen im Rathaus der Stadt Pulheim, Alte Kölner Straße 26, 2. Obergeschoss, 
im Plankasten im Flur gegenüber dem Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Demografie zur Einsicht aus. 
 
Aufgrund der aktuellen Maßnahmen zur Begrenzung der Covid-19-Pandemie ist die Einsichtnahme nur nach 
vorheriger Terminabsprache und mit maximal zwei Personen gleichzeitig möglich. Die Terminabsprache kann 
telefonisch oder per E-Mail erfolgen; Termine werden angeboten während der Dienststunden - montags bis mitt-
wochs von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, donnerstags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 
von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr und freitags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr. Die Terminvereinbarung ist möglich unter 
folgenden Kontaktdaten: 
 
Telefon 02238-808-257 (Silvia Friedrich) 
E-Mail: silvia.friedrich@pulheim.de (und ralf.ritter@pulheim.de )  

Der Bürgermeister 
 

mailto:silvia.friedrich@pulheim.de
mailto:ralf.ritter@pulheim.de
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Die vorgenannten Planunterlagen sind ab dem 29.06.2021 auch auf der Internetseite der Stadt Pulheim. 
(www.pulheim.de) unter Bauen & Wohnen → Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Demografie 
→Bauleitplanung →(Stadtplanung) →Aktuelle Bauleitplanverfahren einzusehen.  
 
Soweit in diesem Plan auf technische Regelwerke (VDI-Richtlinien, DIN-Vorschriften sowie Richtlinien anderer 
Art) Bezug genommen wird, so werden diese während der vorgenannten Öffnungszeiten zu jedermanns Ein-
sicht im Rathaus der Stadt Pulheim, Alte Kölner Straße 26, 2. Obergeschoss, Amt für Stadtentwicklung, Stadt-
planung und Demografie, Raum 2.14 bereitgehalten.  
 
Eine Plangebietsübersicht, den Entwurf der Begründung, der städtebauliche Lageplan vom 10.08.2018 sowie 
verschiedene Ansichten und Perspektiven hängen im Plankasten auf dem Flur. Aufgrund der Größe liegt die 
bestehende Rechtsgrundlage BP 64 BW im Zimmer 2.14 zur Einsichtnahme aus. Des Weiteren werden die nach 
Einschätzung der Stadt wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen ausgelegt. Ein 
wichtiger Grund für eine längere Auslegungsfrist liegt nicht vor. 
 
Während der Auslegungsfrist kann die Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. I 
S. 1728) geändert worden ist, Stellungnahmen zu dem Entwurf insbesondere schriftlich, zur Niederschrift oder 
per E-Mail bei der Stadtverwaltung abgeben. 
 
Schriftliche Stellungnahmen können an nachfolgende Adresse geschickt werden: 
 
Stadt Pulheim 
Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Demografie 
Alte Kölner Straße 26 
50259 Pulheim 
 
oder per E-Mail unter Angabe von Namen und postalischer Adresse an: 
silvia.friedrich@pulheim.de 
 
oder per Telefax unter Angabe von Namen und postalischer Adresse an: 
02238/808453 
 
Es wird gebeten, im Betreff den folgenden Text anzugeben: 
Bebauungsplan Nr. 140 Brauweiler 
 
Gemäß § 4a (6) BauGB können Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt blei-
ben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. Die Stadt Pulheim prüft die fristgerecht abgegebenen 
bzw. zu behandelnden Stellungnahmen und teilt das Ergebnis mit. 
 
Das Baugesetzbuch (BauGB) sieht in § 3 Absatz 1 Satz 1 vor, dass der Öffentlichkeit Gelegenheit zur Äußerung 
und Erörterung der Planung eines Bauleitplans zu geben ist. Hierbei besteht die Möglichkeit, dass Sie eine Stel-
lungnahme zur vorgelegten Planung im jeweiligen Bauleitplanverfahren abgeben. Des Weiteren sieht das Bau-
gesetzbuch (BauGB) in § 3 Absatz 2 Satz 2 vor, dass in einem Bauleitplanverfahren eine Stellungnahme wäh-
rend der Auslegungsfrist an die für das Verfahren zuständige Stelle abgegeben werden kann. 

Wenn Sie sich im Rahmen eines Bauleitplanverfahrens zur Abgabe einer Stellungnahme an uns entschließen, 
benötigen wir Ihre persönlichen Angaben, um den Umfang Ihrer Betroffenheit oder Ihr sonstiges Interesse hin-
sichtlich des Bauleitplanverfahrens beurteilen zu können. Wir speichern die darin gemachten Angaben sowie 
Ihre persönlichen Daten mit vollständigem Namen, Anschrift, Telefonnummer und E-Mailadresse. Alle Daten 
werden zur Bearbeitung der Stellungnahme verwendet. Zudem verwenden wir Ihre persönlichen Daten nach 
Abschluss der Beteiligung der Öffentlichkeit (nach § 3 Absatz 1 Baugesetzbuch und § 3 Absatz 2 Baugesetz-
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buch) während eines Bauleitplanverfahrens, um Sie über das Ergebnis der Prüfung Ihrer Stellungnahme und 
deren Berücksichtigung zu informieren. 

Wir verarbeiten Ihre Daten nach § 3 Baugesetzbuch (BauGB) und Artikel 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. e) Datenschutz-
Grundverordnung (DS-GVO) zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt und im Rah-
men der gemeindlichen Planungshoheit, die der Stadt Pulheim übertragen wurde. Wir benötigen Ihre personen-
bezogenen Daten, um unsere Aufgaben erfüllen zu können. Sofern wir die für unsere Aufgabenerfüllung erfor-
derlichen Daten nicht erhalten, besteht die Möglichkeit, dass wir Ihr Anliegen nicht bearbeiten können. 

Weitere Informationen können Sie auf der Internetseite der Stadt Pulheim nachlesen unter:  
 
→ Bauen & Wohnen →Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Demografie → Bauleitplanung 
→ Datenschutz in der Bauleitplanung 
 

 
BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG 

 
Der vorstehende Aufstellungsbeschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020  
(BGBl. I S. 1728) geändert worden ist, öffentlich bekanntgemacht. 
 
Pulheim, den 21.06.2021 
 
gez. 
Frank Keppeler 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aushang: vom 29.06.2021 
 bis 10.08.2021 
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Bezirksregierung Düsseldorf Mönchengladbach, den 17.06.2021 
Dezernat 33 
Flurbereinigungsbehörde 
 

 

Croonsallee 36-40 
41061 Mönchengladbach 
Tel.: 0211/475-9803 
Fax: 0211/475-9791 
E-Mail: Dezernat33@brd.nrw.de 

Flurbereinigung 
Sinsteden 
Az.: 33 – 7 15 05 
 

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
Auslegung der Wertermittlungsergebnisse und 

Einladung zum Anhörungstermin mit Erläuterung der Wertermittlungsergebnisse 

Die Bezirksregierung Düsseldorf hat als Flurbereinigungsbehörde die Wertermittlung für das 
Gebiet des Flurbereinigungsverfahrens Sinsteden durchgeführt.  

Die Nachweisungen über die Ergebnisse der Wertermittlung liegen gem. § 32 Satz 1 Flurbe-
reinigungsgesetz (FlurbG) für die Beteiligten zur Einsichtnahme aus (Zutritt nur nach Ter-
minabsprache). 

Zeitgleich erfolgt der Anhörungstermin mit Erläuterung der Ergebnisse der Wertermittlung 
gem. § 32 Satz 2 FlurbG.  

Ort: Begegnungsstätte „Alte Schule“ Sinsteden Schulstraße 5, 41569 Rommerskirchen 
Zeit: Einzeltermine im Zeitraum 23.08. bis 26.08.2021 und 30.08. bis 02.09.2021 

 
Aufgrund der derzeitigen Coronasituation wird um Terminabsprache gebeten. 
Die telefonische Terminabsprache ist möglich von Montag, 02.08.2021 bis Freitag, 
06.08.2021, zu den üblichen Dienstzeiten unter der Rufnummer 0211/475-9844. 

In dem Termin besteht die Gelegenheit zur Erläuterung der Wertermittlungsergebnisse durch 
die Flurbereinigungsbehörde. Im Anhörungstermin können von den Beteiligten Einwendungen 
gegen die Ergebnisse der Wertermittlung vorgebracht werden. Solche Einwendungen können 
auch schriftlich bis zum 20.09.2021 bei der Flurbereinigungsbehörde vorgebracht werden. 

Nach Entscheidung über die Einwendungen werden die Ergebnisse der Wertermittlung durch 
besonderen Verwaltungsakt festgestellt. Dieser Verwaltungsakt wird ebenfalls ortsüblich öf-
fentlich bekannt gemacht. 

Beteiligte, die an der Wahrnehmung eines Termins gehindert sind, können sich durch einen 
Bevollmächtigten vertreten lassen. Der Bevollmächtigte muss der Flurbereinigungsbehörde 
eine schriftliche Vollmacht mit beglaubigter Unterschrift vorlegen. Vollmachtsvordrucke kön-
nen bei der Flurbereinigungsbehörde angefordert werden. 
 
Die Nachweisungen über die Ergebnisse der Wertermittlung werden auch im Internet unter 
www.brd.nrw.de veröffentlicht.  
 
 
Im Auftrag 
gezeichnet 
Ralf Wilden 

http://www.brd.nrw.de/

